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STELLUNGNAHME  

Stellungnahme 

des Gesamtverbandes der  
Deutschen Versicherungswirtschaft 
Lobbyregister-Nr. R000774 
 
zum Entwurf für ein Gesetz zur Stärkung der natürli-
chen Infrastruktur 

Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft begrüßt das Ziel des 

Referentenentwurfs, Natürliche Infrastruktur zu stärken und Maßnahmen des Na-

turschutzes, des natürlichen Klimaschutzes sowie der Klimaanpassung besser mit-

einander zu verbinden. Aus Sicht der Versicherungswirtschaft ist dies auch ein 

wichtiger Beitrag zur Prävention von Elementarschäden. 

 

Die zunehmenden Schäden durch Hochwasser, Starkregen und andere Naturge-

fahren zeigen: Versicherungsschutz allein kann die Folgen des Klimawandels nicht 

bewältigen. Dauerhaft bezahlbarer und verfügbarer Versicherungsschutz setzt vo-

raus, dass Risiken vor Ort wirksam reduziert werden. Prävention, risikobewusste 

Planung und Klimaanpassung sind daher zentrale Voraussetzungen für die Versi-

cherbarkeit von Elementargefahren. 
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Natürliche Infrastruktur kann hierzu einen wesentlichen Beitrag leisten. Auen, 

Moore, Gewässerräume, Retentionsflächen, unversiegelte Böden und funktions-

fähige Grün- und Freiräume können Wasser zurückhalten, Abflussspitzen min-

dern, Hitze reduzieren und Schäden an Gebäuden, Betrieben und Infrastrukturen 

begrenzen. 

 

Der Entwurf sollte diesen Präventionsnutzen noch deutlicher herausstellen 

und im Vollzug stärker verankern. 

 

Aus Sicht der Versicherungswirtschaft sollten insbesondere folgende Punkte be-

rücksichtigt werden: 

 

Natürliche Infrastruktur als Teil der Elementarschadenprävention verstehen 

 

Die Stärkung Natürlicher Infrastruktur sollte ausdrücklich auch dem Ziel dienen, 

Naturgefahrenrisiken für Menschen, Gebäude, Betriebe und kritische Infrastruktu-

ren zu reduzieren. Maßnahmen sollten nicht nur nach naturschutzfachlichen Krite-

rien bewertet werden, sondern auch danach, ob sie die Schadenanfälligkeit beste-

hender Siedlungs- und Infrastrukturflächen senken. 

 

Klimaanpassung und Hochwasserschutz wirksam beschleunigen 

 

Die vorgesehene Verordnungsermächtigung für signifikante Abschläge beim Aus-

gleich für Maßnahmen des Küsten- und Hochwasserschutzes sowie der Klimaan-

passung ist sachgerecht. Sie sollte genutzt werden, um Maßnahmen mit nach-

weisbarer Risikoreduktion schnell, rechtssicher und vollzugstauglich zu ermögli-

chen. Dazu gehören insbesondere Retentionsräume, Gewässerrenaturierungen 

mit Rückhaltewirkung, Entsiegelung, Schwammstadt-Maßnahmen sowie naturba-

sierte Lösungen gegen Starkregen- und Überflutungsrisiken. 

 

Risikodaten und Gefahrenkarten einbeziehen 

 

Bei Planung, Priorisierung und Förderung von Maßnahmen sollten vorhandene 

Gefahren- und Risikoinformationen systematisch berücksichtigt werden. Hierzu 

zählen insbesondere Hochwassergefahrenkarten, Starkregenhinweiskarten, kom-

munale Starkregenrisikomanagementkonzepte sowie weitere Daten zur Exposi-

tion von Gebäuden und Infrastrukturen. Eine gute Datenbasis ist die Vorausset-

zung dafür, dass Maßnahmen zur Prävention dort priorisiert werden können, wo 

sie den größten Beitrag zur Schadenvermeidung leisten. 
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Keine neue Exposition in gefährdeten Gebieten schaffen 

 

Prävention bedeutet auch, zusätzliche Risiken zu vermeiden. Natürliche Infrastruk-

tur darf nicht isoliert von Bauleitplanung, Flächenvorsorge und Siedlungsentwick-

lung betrachtet werden. Überschwemmungsflächen, Auen und Retentionsräume 

müssen konsequent freigehalten werden. In besonders gefährdeten Gebieten soll-

ten neue Baugebiete vermieden und bestehende Nutzungen risikogerecht ange-

passt werden. 

 

Wirkung evaluieren 

 

Die vorgesehene Evaluierung sollte neben Kosten, Dauer und Vollzugstauglichkeit 

auch erfassen, ob die Regelungen tatsächlich zur Minderung von Naturgefahren-

risiken beitragen. Maßgeblich sollte sein, ob Maßnahmen die Schadenwahrschein-

lichkeit oder Schadenhöhe für Gebäude, Betriebe und Infrastrukturen nachweisbar 

reduzieren. 

 

Die Versicherungswirtschaft unterstützt einen ganzheitlichen Ansatz, der Versi-

cherungsschutz, Eigenvorsorge, staatliche Prävention und klimangepasste Pla-

nung verbindet. Der vorliegende Entwurf bietet hierfür wichtige Anknüpfungs-

punkte. Damit er in der Elementarschadendiskussion wirksam wird, sollte der Prä-

ventionsgedanke jedoch ausdrücklich gestärkt und mit messbarer Risikoreduktion 

verbunden werden. 

 

Nur wenn Risiken begrenzt und nicht weiter aufgebaut werden, kann Versiche-

rungsschutz gegen Elementargefahren langfristig verfügbar und bezahlbar blei-

ben. 

 

 

Berlin, den 8. Juli 2026 
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